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Klienten-Info 
Ausgabe 3/2017  

 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Wir haben Ihnen in unserer Klienten-Info wichtige aktuelle Gesetzesänderungen zusammengestellt, die 
Sie in der Praxis betreffen könnten.  
  
Wir hoffen, Sie hiermit gut informiert zu haben, stehen für Beratungsgespräche gerne zur Verfügung und 
verbleiben 
 
mit den besten Grüßen 
 
Helmut Katzenberger   
Karin Hartmann 
& das Team der 

procurator  
  Treuhand- und Revisionsgesellschaft m.b.H. 
  Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft  
 
A-1120 Wien, Altmannsdorfer Str. 76A/Stg.11 
Office:  +43 1 869 16 24 – 10 
Fax:  +43 1 869 16 24 – 40 
Handelsgericht Wien 
Firmenbuch FN 235175 x 
E-Mail: helmut.katzenberger@procurator.at 
Internet:.http://www.procurator.at 
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1 Registrierkasse JAHRESENDBELEG 
Registrierkasse – Jahresendbeleg 2017: was ist zu tun bis zum 15.2.2018? 
Seit 1.4.2017 ist die manipulationssichere Registrierkasse in Betrieb. Die Sicherheitseinrichtung und die 
Kasse waren bei Inbetriebnahme beim Finanzamt anzumelden. Mit Hilfe des auf dem sogenannten 
„Startbeleg“ (der erste Beleg nach Umrüstung der Kasse) aufgedruckten QR-Codes wurde über die BMF 
Belegcheck-App nach Eingabe des individuellen Authentifizierungscodes der Startbeleg geprüft. Mit Er-
scheinen des grünen Häkchens war die Ordnungsmäßigkeit dokumentiert. 
Zum 31.12.2017  ist nun erstmalig ein Jahresbeleg auszudrucken und ebenfalls mit dieser Handy-App zu 
prüfen. Der Dezember-Monatsbeleg ist gleichzeitig der Jahresbeleg . Für Unternehmer gilt es daher 
nach dem letzten getätigten Umsatz bis zum 31.12.2017 den Jahresbeleg herzustellen und den Ausdruck 
sieben Jahre aufzubewahren. Nicht zu vergessen ist die Sicherung auf einen externen Datenträger ! 
Für die Prüfung des Jahresendbeleges ist bis zum 15.2.2018 Zeit. Für Webservice-basierte Registrier-
kassen werden diese Schritte großteils automatisiert durchgeführt. 

 

2 Sozialversicherungs-Zuordnungsgesetz (SV-ZG) 
Nach dem von der Bundesregierung am 30.1.2017 beschlossenen Arbeitsprogramm für 2017 und 2018 
soll die Sozialpartnereinigung zur Schaffung von Rechtssicherheit bei der Abgrenzung von selbständiger 
und unselbständiger Erwerbstätigkeit in der gesetzlichen Sozialversicherung umgesetzt werden. Daher 
wurde nunmehr das sogenannte Sozialversicherungs-Zuordnungsgesetz (SV-ZG) erlassen. Es ist am 
1.7.2017 in Kraft getreten . Im Zuge von GPLA-Prüfungen ist der Streit oft vorprogrammiert. Denn selb-
ständige Subunternehmer („Werkvertragsnehmer“) werden nur allzu oft von den Prüfern als Dienstneh-
mer angesehen. Damit verbunden ist eine oft für mehrere Jahre rückwirkende Umqualifizierung von Selb-
ständigen zu Dienstnehmern und der damit verbundenen enormen SV-Beitragsnachforderungen sowie 
Nachforderungen von Lohnsteuer, Dienstgeberbeiträgen und Kommunalsteuern bei den vermeintlichen 
Auftraggebern. Um in diesem Bereich die Rechtssicherheit zu verbessern  wurden nunmehr drei neue 
Verfahrensarten geschaffen: 

1) die GPLA mit Mitwirkung der SVA, 
2) die Vorabprüfung und 
3) die Versicherungszuordnung auf Antrag 

1) Kommt nun im Rahmen einer GPLA  (Gemeinsamen Prüfung lohnabhängiger Abgaben) der Verdacht 
auf, dass eine bisher als Subunternehmer beschäftigte Person möglicherweise als Dienstnehmer ein-
zustufen ist, hat die GPLA-Prüfung die SVA (Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft) 
ohne unnötigen Aufschub zu verständigen. Die weiteren Ermittlungen haben dann von beiden 
Krankenversicherungsträgern bzw dem Finanzamt – aufeina nder abgestimmt  – im Rahmen ihres 
jeweiligen Wirkungsbereichs stattzufinden. Als Ergebnis dieser Ermittlungen kann einvernehmlich eine 
selbständige oder eine unselbständige Erwerbstätigkeit festgestellt werden. Wird eine unselbständige 
Erwerbstätigkeit festgestellt, kann der Versicherte darüber einen Bescheid durch die Gebietskr an-
kenkasse (GKK) verlangen. Im Fall unterschiedlicher Rechtsauffassungen zwischen GKK/Finanzamt 
und SVA muss die GKK einen Bescheid erlassen, worin sämtliche – auch gegenläufige – Argumente 
und Sachverhaltsfeststellungen aufzunehmen sind. Es bleibt abzuwarten, ob die Judikatur von den al-
lenfalls divergierenden Sachverhaltsfeststellungen und abweichenden rechtlichen Würdigungen beein-
flusst wird. 

2) Eine Vorabprüfung  findet bei Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit als  neuer Selb-
ständiger  oder im Rahmen eines im Einvernehmen zwischen GKK und SVA festgelegten Katalogs 
von freien Gewerben (die aufgrund ihres Wortlauts tendenziell eine unselbständige Tätigkeit indizie-
ren) statt. Die SVA stellt dabei im Rahmen der Versicherungserklärung einen integrierten Fragenkata-
log zur Verfügung, der auf die Abgrenzung von selbständiger und unselbständiger Erwerbstätigkeit 
abzielt. Kommen aufgrund dieses Fragebogens Bedenken hinsichtlich der selbständigen Tätigkeit auf, 
ist die zuständige Gebietskrankenkasse zu verständigen und beizuziehen. Keine Vorabprüfung wird 
die SVA bei Wirtschaftstreuhändern, Tierärzten, Wohnsitzärzten und -zahnärzten vornehmen. Als Er-
gebnis der Vorabprüfung kann wiederum Einvernehmen zwischen SVA und GKK über das Vorliegen 
einer selbständigen oder unselbständigen Erwerbstätigkeit vorliegen oder ein Dissens bestehen. 
Rechtsfolgen sind dann dieselben wie nach Abschluss einer GPLA. 

3) Schließlich kann jede selbständig tätige Person oder ihr Auftraggeber bei Vorliegen einer Pflichtversi-
cherung nach dem GSVG beantragen, dass die GKK die zugrunde liegende Erwerbstätigkeit prüft und 
feststellt, ob die Versicherungszuordnung  bei der SVA richtig ist. Bei abweichender Ansicht der GKK 
ist ein Bescheid zu erlassen, der angefochten werden kann. 
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Die Neuregelungen gelten nicht nur für die Abgrenzung zwischen SVA und GKK sondern auch zwischen 
SVB (SV-Bauern) und GKK.  
Rechtssicherheit tritt allerdings in allen Fällen dann nicht ein, wenn sich entweder der für die Beurteilung 
maßgebliche Sachverhalt ändert oder wahrheitswidrige Angaben im Rahmen der Sachverhaltsermittlung 
gemacht wurden. 
Vorderhand scheint das neue Gesetz keinen Beitrag zur Rechtssicherheit bei der Abgrenzung von selb-
ständiger und unselbständiger Erwerbstätigkeit zu leisten. Bleibt abzuwarten, ob sich aufgrund der neuen 
Rechtslage, insbesondere des etwas modifizierten Verfahrensrechts, in Lehre und Rechtsprechung neue 
Tendenzen ergeben werden. 
Im Falle einer Umwandlung musste die SVA nach bisheriger Rechtslage die eingehobenen Beiträge dem 
Versicherten (nunmehrigen Dienstnehmer) auf Antrag zurückerstatten. Der Dienstgeber  musste Dienst-
nehmer- und Dienstgeberbeiträge für den gesamten Prüfungszeitraum an die GKK nachzahlen. Nunmehr 
werden die SVA-Beiträge des ehemals Selbständigen direkt an die GKK überwiesen und können auf die 
Nachforderung der Dienstgeber- und Dienstnehmeranteile der GKK angerechnet werden. Dadurch ver-
ringert sich das sozialversicherungsrechtliche Haftungsrisiko im Falle einer rückwirkenden Umwandlung 
deutlich. 

3 Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz 
Zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung hat der Nationalrat Ende Juni beschlos-
sen, dass in Österreich ein Register eingerichtet werden soll, in das Rechtsträger ihre wirtschaftlichen 
Eigentümer einzutragen haben.  
Betroffene Rechtsträger sind neben Personen- und Kapitalgesellschaften auch Privatstiftungen, Vereine, 
Stiftungen und Fonds nach dem BStFG, die ihren Sitz im Inland haben. Außerdem werden Trusts und 
trustähnliche Vereinbarungen erfasst, wenn sie im Inland verwaltet werden. Unter anderen besteht für 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, deren Gesellschafter ausschließlich natürliche Personen sind, 
eine Ausnahme von der Meldepflicht, da diese Daten ohnehin aus dem Firmenbuch zu entnehmen sind. 
Wirtschaftliche Eigentümer sind alle natürlichen Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle 
ein Rechtsträger letztlich steht. So zählen zumindest zu den wirtschaftlichen Eigentümern bei Gesell-
schaften die natürlichen Personen, die  
- einen Aktienanteil von mehr als 25% oder eine Beteiligung von mehr als 25% halten, 

- ausreichende Stimmrechte an der Gesellschaft halten oder 

- Kontrolle auf die Geschäftsführung der Gesellschaft ausüben. 

Bei einer mehrgliedrigen Gesellschaftsstruktur ist jeweils auf die aktive Kontrolle – somit einer Mehrheit 
von über 50% der Anteile bzw. Stimmrechte beim dazwischen geschalteten Rechtsträger – abzustellen, 
um als wirtschaftlicher Eigentümer zu gelten. 

Eigene Regelungen bestehen für Privatstiftungen und Trusts. Bei Privatstiftungen sind als wirtschaftlicher 
Eigentümer der Stifter, die Begünstigten (der Begünstigtenkreis), die Mitglieder des Stiftungsvorstands 
und sonstige die Stiftung kontrollierende natürliche Personen zu melden.  

Zu melden sind Vor- und Zuname der wirtschaftlichen Eigentümer, ihr Wohnsitz (sofern kein Wohnsitz in 
Österreich besteht: die Nummer und Art des amtlichen Lichtbildausweises), Geburtsdatum und Geburts-
ort sowie die Staatsbürgerschaft. Außerdem sind die Art und der Umfang des wirtschaftlichen Interesses 
für jeden wirtschaftlichen Eigentümer anzugeben. Die Daten sind über das Unternehmensserviceportal 
des Bundes dem Register zu melden.  

Zur Einsicht in das Register ist grundsätzlich jeder Rechtsträger berechtigt, allerdings nur hinsichtlich der 
Daten, die ihn betreffen. Daneben haben auch die sogenannten „Verpflichteten“ – es sind dies die Perso-
nen, die Sorgfaltspflichten zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung gegenüber 
ihren Kunden treffen (zB Kreditinstitute, Finanzinstitute, Rechtsanwälte, Steuerberater) - das Recht, in 
das Register Einsicht zu nehmen. Natürliche und juristische Personen können bei Vorliegen eines be-
rechtigten Interesses einen Antrag auf Einsicht betreffend die wirtschaftlichen Eigentümer eines bestimm-
ten Rechtsträgers stellen. Das Gesetz tritt mit 15.01.2018 in Kraft. Die wirtschaftlichen Eigentümer sind 
erstmalig bis spätestens 1. Juni 2018 zu melden. Bei Nichtbeachtung der neuen Vorschriften drohen 
empfindliche Strafen bis zu € 200.000. 
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4 Legal Entity Identifier (LEI) 

Ab 1.1.2018 dürfen Juristische Personen Wertpapiertransaktionen nur mehr durchführen, wenn sie sich 
gegenüber der beauftragten Bank oder sonstigen Wertpapierdienstleistern mit einem LEI identifizieren. 

Der LEI ist eine 20 stellige Kennummer die weltweit einheitlich verwendet wird. Den LEI können Sie über 
diverse zugelassene Dienstleister beantragen und bekommen ihn gegen eine Einmalgebühr in Höhe von 
rd. € 100,00 (je nach Anbieter) ausgestellt. Der größte solche Dienstleister im deutschsprachigen Raum 
ist WM Datenservice in Deutschland. Unter www.wm-leiportal.org können Sie die Nummer beantragen 
und sollten sie dann Ihrer Bank bekannt geben. Auch wir können dies für Sie besorgen. 

Alle Kapitalgesellschaften und Stiftungen brauchen eindeutig einen LEI, wenn sie in ihrem Vermögen 
Wertpapiere haben oder erwerben wollen. Auch Personengesellschaften, die im Betriebsvermögen Wert-
papiere haben, fallen darunter. Laut FMA müssen auch Einzelunternehmen, die im Firmenbuch eingetra-
gen sind und im Betriebsvermögen Wertpapiere besitzen, einen LEI haben. Wertpapiere, die im Sonder-
betriebsvermögen von Gesellschaftern von Personengesellschaften gehalten werden, gehören zivilrecht-
lich dem Gesellschafter selbst; uE ist für solche Deopts, die ja auch auf den Namen des Gesellschafters 
lauten, kein LEI anzufordern. 

 

5 Gesetzesbeschlüsse vom 12.10.2017   
In der Parlamentssitzung vom 12.10.2017 wurden insbesondere folgende Änderungen beschlossen: 
 

5.1 Angleichung von Arbeiter und Angestellten  
 
• Änderung der Kündigungsfristen  
Ab 1. Jänner 2021  sollen die Kündigungsfristen und -termine  nach dem Angestelltengesetz für Arbei-
ter  gelten. Abweichende Regelungen in Kollektivverträgen für Arbeiter verlieren ihre Wirksamkeit! Nur in 
jenen Branchen, in denen Saisonbetriebe überwiegen, können Kollektivverträge dauerhaft Abweichendes 
vorsehen (zB Tourismusbetriebe oder Baugewerbe). 
 
• bei Entgeltfortzahlung nach Krankheit und Unfall 
Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Krankheit oder Unglücksfall sowie Kur- und Erholungsaufenthal-
ten pro Dienstjahr soll ab 1.7.2018 einheitlich für Angestellte und Arbeiter folgende Zeiträume umfassen: 
 
bis zum vollendeten 1. Dienstjahr 6 Wochen 100 % + 4 Wochen 50 % 
ab Beginn des 2. DJ bis zum vollendeten 15. DJ 8 Wochen 100 % + 4 Wochen 50 % 
ab Beginn des 16. DJ bis zum vollendeten 25. DJ 10 Wochen 100 % + 4 Wochen 50 % 
ab Beginn des 26. DJ 12 Wochen 100 % + 4 Wochen 50 % 

 

Bei den Angestellten entfallen die Regelungen zur Wiedererkrankung nach § 8 Abs 2 AngG. Die Entgelt-
fortzahlung richtet sich somit – wie bei den Arbeitern – einzig nach dem Arbeitsjahr (als jährlicher An-
spruch), das allerdings durch Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung auf Kalenderjahr umgestellt 
werden kann. 

Zukünftig muss die Entgeltfortzahlung auch bei Angestellten bei einvernehmlicher Beendigung des 
Dienstverhältnisses  über das Ende des Dienstverhältnisses hinaus geleistet werden.  

Bei den Lehrlingen wird der Entgeltsfortzahlungsanspruch verdoppelt und beträgt damit acht statt vier 
Wochen volles Entgelt und vier statt bisher zwei Wochen „Teilentgelt“.  

Diese Regelungen treten mit 1. Juli 2018 in Kraft und sind auf Dienstverhinderungen anzuwenden, die in 
Arbeitsjahren eintreten, die nach dem 30. Juni 2018 zu laufen beginnen. Besteht eine Dienstverhinderung 
zum Zeitpunkt des Beginns eines neuen Arbeitsjahres, so gelten die neuen Regelungen ab Beginn des 
neuen Arbeitsjahres. 
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5.2 Sonstige Änderungen 

• Die Auflösungsabgabe für Dienstgeber  iHv € 124 (Wert für 2017) entfällt ab 1.1.2020 . 
• Lehrlinge erhalten einen Anspruch auf Ersatz der gesamten Internatskosten durch den Lehrbe-

rechtigten. Dem Lehrberechtigten werden die Kosten auf Antrag aus Mitteln des Insolvenzentgeltfonds 
erstattet.  

• Das Krankengeld für Selbständige (mit bis zu 25 Mitarbeitern) wird statt wie derzeit ab dem 43. Tag 
der Erkrankung ab dem 1. Juli 2018 rückwirkend ab dem 4. Tag ausbezahlt. Voraussetzung ist wie 
derzeit eine Krankenstandsdauer von mindestens 43 Tagen. 

• Derzeit erstattet die AUVA 50% des den Arbeitnehmern fortgezahlten Entgelts im Krankenstand (ab 
dem ersten Tag nach Unfällen und ab dem elften Tag bei Krankheit), wenn der Arbeitgeber ein KMU 
mit bis 50 Arbeitnehmern ist, und zwar für maximal sechs Wochen. Ab 1. Juli 2018 erhalten KMU‘s mit 
bis zehn Arbeitnehmer 75% des fortgezahlten Entgelts. 

 

 


